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Antrag 

der Abgeordneten Josef Hollerith, Arnulf Kriedner, Richard Bayha, Horst Gibtner, 
Udo Haschke (Jena), Susanne Jaffke, Manfred Kolbe, Johannes Nitsch, Ulrich 
Petzold, Dr. Hermann Pohler, Kurt J. Rossmanith, Werner H. Skowron, Dr. Jürgen 
Warnke, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der CDU/CSU sowie der 
Abgeordneten Paul K. Friedhoff, Jürgen Türk, Werner Zywietz und der Fraktion 
der F.D.P. 


Klare Perspektiven für sanierungsfähige Treuhandunternehmen 


Die Treuhandanstalt leistet mit ihrer Arbeit einen wichtigen Bei- 
trag zur wirtschaftlichen Integration der neuen Bundesländer in 
das System der Sozialen Marktwirtschaft. Sie hat hierbei beacht- 
liche Erfolge aufzuweisen. Der Deutsche Bundestag unterstützt 
die weiteren Privatisierungsanstrengungen der Treuhandanstalt, 
da das System der Sozialen Marktwirtschaft untrennbar mit 
Privateigentum verbunden ist. 

Die Bundesregierung hat im Jahreswirtschaftsbericht ihre Grund- 
linie zum Erhalt industrieller Kerne durch Privatisierung und 
Sanierung dargelegt. Wir fordern die Bundesregierung auch im 
Hinblick auf die Beschlüsse zum Solidarpakt auf, diese Beschlüsse 
zusammen mit der Treuhandanstalt zügig umzusetzen und den 
Deutschen Bundestag vor der Sommerpause 1993 über den Stand 
der Umsetzung zu unterrichten. 

Im Besitz der Treuhandanstalt befinden sich zahlreiche Unterneh- 
men des produzierenden Gewerbes, bei denen keine rasche, wohl 
aber eine längerfristige Aussicht auf Privatisierung besteht. Die 
Unternehmen des produzierenden Gewerbes sind für die regio- 
nale Wirtschaftsstruktur in den neuen Bundesländern von großer 
Bedeutung. Der Deutsche Bundestag begrüßt daher die Absicht 
der Bundesregierung, diese Kembereiche der industriellen Pro- 
duktion weiter zu unterstützen und zu erneuern. 

Für diese Unternehmen, die als sanierungsfähig eingestuft sind 
und bislang keine Käufer gefunden haben, müssen integrierte 
Sanierungs- und Privatisierungskonzepte entwickelt und umge- 
setzt werden. Damit diese Aufgabe erfolgreich bewältigt werden 
kann, müssen im Zusammenwirken mit den betroffenen Bundes- 
ländern sanierungsfähige Unternehmen festgelegt werden, für 
welche Verfahrensweisen zu finden sind, welche zur Stabilisie- 
rung der Sanierungsprozesse beitragen. Für den Sanierungserfolg 
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ist die Kostenentwicklung der Unternehmen von entscheidender 
Bedeutung, Hier sind auch die Tarifpartner gefordert, ihren Bei- 
trag zum Erfolg der Sanierungsanstrengungen zu leisten. Die 
unternehmerischen Entscheidungen während der Sanierungs- 
phase müssen soweit als möglich vor Ort in die betroffenen Unter- 
nehmen verlagert werden. Deshalb sollen sanierungsfähige 
Unternehmen betriebswirtschaftlich gesehen privatisierten Be- 
trieben möglichst gleichgestellt werden. 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Feststellung der Sanierungsfähigkeit von Treuhandunterneh- 
men 

Treuhandunternehmen, die die nachstehenden Kriterien erfül- 
len, werden hinsichtlich ihrer Sanierungsfähigkeit durch die 
Treuhandanstalt und deren Leistung saus schuß zeitnah, erfor- 
derlichenfalls mehrfach überprüft. 

Die sanierungsfähigen Unternehmen müssen dabei folgende 
Kriterien erfüllen: 

a) Das Unternehmen steht im Eigentum der Treuhandanstalt; 

b) seine Privatisierung steht nicht unmittelbar bevor; 

c) es betätigt sich im Bereich des produzierenden Gewerbes 
mit mehr als 75 Mitarbeitern; 

d) es steht im überregionalen Wettbewerb; 

e) es ist nach erfolgter Sanierung ohne Dauersubventionen 
we ttb e werb sf ähig ; 

f) es richtet sich bei seiner Unternehmensplanung an einer 
realistischen Unternehmensgröße (Produktionskapazität) 
und erreichbaren Unternehmenszielen (Marktanteilen) aus, 
so daß ein staatlich finanzierter Verdrängungswettbewerb 
vermieden wird; 

g) die Kosten der Sanierung sind zu messen am gesetzlichen 
Auftrag, wettbewerbsfähige Arbeitsplätze zu schaffen. Bei 
dieser Abwägung müssen die mit der Sanierung angestrebte 
Wettbewerbsfähigkeit des Unternehmens und die Markt- 
chancen seiner Produkte eine maßgebliche Rolle spielen; 

h) die Sanierung ist innerhalb einer vertretbaren Frist erreich- 
bar. 

2. Zusammenwirken von Bund und Ländern 

Treuhandunternehmen, die von der jeweiligen Landesregie- 
rung als regional bedeutsam eingestuft werden, werden - ent- 
sprechend den Vereinbarungen der Treuhandanstalt mit 
Mecklenburg-Vorpommern und mit Sachsen - dann noch ein- 
mal gemeinsam von Treuhandanstalt und betroffenem Land 
hinsichtlich ihrer Sanierungsfähigkeit neu bewertet, wenn es 
abweichende Auffassungen über die Sanierungsfähigkeit gibt. 
Die letzte Entscheidung über die Sanierungsfähigkeit liegt 
nach dem Gesetz grundsätzlich bei der Treuhandanstalt. Falls 
kein Konsens über die Sanierungsfähigkeit erreicht wird und 
das Land dennoch eine Fortsetzung für unerläßlich hält, trägt 
das Land die entsprechenden Mehrkosten. 
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3. Nicht sanierungsfähige Unternehmen 

Unternehmen, bei welchen die Sanierungsfähigkeit nicht fest- 
gestellt werden kann, sind umgehend anderen geeigneten For- 
men der Verwertung zuzuführen, damit die volkswirtschaft- 
lichen Ressourcen auf zukunftsweisende Vorhaben, die Schaf- 
fung neuer Arbeitsplätze und die Sicherung von Investitionen 
konzentriert werden. 

4. Verfahren zur Aufstellung der integrierten Sanierungs- und 
Privatisierungskonzepte 

Die Organe des als sanierungsfähig eingestuften Unterneh- 
mens stellen ein integriertes Sanierungs- und Privatisierungs- 
konzept auf. Es enthält insbesondere Angaben über die zur 
Sanierung notwendigen investiven und organisatorischen 
Maßnahmen, die dafür erforderlichen Finanzmittel und deren 
zeitliche Staffelung, über die Beschäftigungsentwicklung, zum 
Produkt, seinen Märkten sowie über Ertrags- und Kostenstruk- 
tur des Unternehmens. 

Nach entsprechender Prüfung bestätigt die Treuhandanstalt 
das Konzept. Bei der Beurteilung der Sanierungsfähigkeit sind 
die mittelfristigen Aussichten und nicht die gegenwärtige kon- 
junkturelle Lage ausschlaggebend. Die Treuhandanstalt achtet 
bei ihrer Prüfung auch darauf, daß der für die Durchführung 
der Sanierung vorgesehene Zeitraum ausreichend lang bemes- 
sen ist, daß die Möglichkeiten der Ausgründung von Unterneh- 
mensteilen hinreichend in Betracht gezogen wurde sowie daß 
angemessene Kapazitäten für Forschung und Entwicklung vor- 
gehalten werden. 

5. Finanzierung der integrierten Sanierungs- und Privatisierungs- 
konzepte 

Dem Unternehmen sind nach Bestätigung des integrierten 
Sanierungs- und Privatisierungskonzeptes die erforderlichen 
Mittel gemäß dem im Konzept vorgesehenen Zeitplan zur Ver- 
fügung zu stellen. Hierdurch soll das Unternehmen betriebs- 
wirtschaftlich gesehen einem bereits privatisierten Unterneh- 
men so weit als möglich gleichgestellt werden. Damit erhält das 
Unternehmen eine Perspektive und die Chance, seine Sanie- 
rungswürdigkeit unter Beweis zu stellen und damit die Privati- 
sierungsmöglichkeit zu verbessern. Eine Beschäftigungsgaran- 
tie kann es während der Sanierungsphase nicht geben, da hier- 
durch das Erreichen des Sanierungsziels „Herstellung der 
Wettbewerbsfähigkeit" gefährdet werden kann. 

Die Aufgabe des Eigentümers beschränkt sich während der 
Sanierungsphase auf eine den Sanierungsfortschritt beglei- 
tende Ergebnis- bzw. Erfolgskontrolle und den Bereich der 
nach Satzung/Gesellschaftsvertrag zustimmungspflichtigen 
Geschäfte. Auch bei zustimmungspflichtigen Geschäften soll 
der Handlungsrahmen des einzelnen Unternehmens möglichst 
weit bemessen werden. 

Die eigentliche Sanierungsaufgabe wird von den Organen des 
Unternehmens durchgeführt. 
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6. Veränderung der Rahmenbedingungen 

Stellt sich in der Sanierungsphase heraus, daß das Sanierungs- 
konzept wegen veränderter inner- oder außerbetrieblicher 
Rahmenbedingungen nicht mehr gelten kann oder strukturell 
auf unzutreffenden Voraussetzungen aufgebaut ist, findet eine 
Überprüfung statt. Fällt die Überprüfung negativ aus, wird die 
Sanierung eingestellt und das Unternehmen einer anderen 
geeigneten Form der Verwertung zugeführt. 

7. Effiziente Unternehmensführung und sachgerechte Begleitung 
der Sanierungsmaßnahmen 

Wesentliche Voraussetzung für den Erhalt und die Erneuerung 
der sanierungsfähigen Unternehmen des produzierenden Ge- 
werbes ist eine effiziente Unternehmensführung durch die Ver- 
besserung des Managements und eine sachgerechte Beglei- 
tung der Sanierungsmaßnahmen. 

Dabei gilt weiterhin der Grundsatz, daß Entscheidungs- und 
Finanzverantwortung untrennbar sind. 

Nach den positiven Erfahrungen mit den ersten Management- 
KGs sollte dieser Weg zügig weiterentwickelt und durch an- 
dere geeignete Gestaltungsformen - wenn notwendig auch 
außerhalb der mit der Privatisierung beauftragten Direktorate - 
ergänzt werden. 

Die Treuhandanstalt wird aufgefordert, Formen einer verbes- 
serten Beteiligungsbegleitung zu entwickeln und diese rasch 
umzusetzen. Dabei sollte die Treuhandanstalt in größtmög- 
lichem Umfang private Kapital- und Know-how-Geber mit ein- 
binden. 

8. Privatisierung 

Die Privatisierungsbemühungen müssen in das jeweilige inte- 
grierte Sanierungs- und Privatisierungskonzept eingebettet 
sein. Hier sind alle Privatisierungsmöglichkeiten (auch MBO, 
MBI, Mitarbeiterbeteiligung, Unternehmensbeteiligungen, 
Börse, Ausgründung von Betriebsteilen usw.) in Betracht zu 
ziehen. Bei den Privatisierungsbemühungen muß darauf ge- 
achtet werden, daß hierdurch die Sanierung als Ziel nicht in 
Frage gestellt wird. 

Bonn, den 16. Juni 1993 
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Begründung 

Die Integration der neuen Bundesländer in das System der So- 
zialen Marktwirtschaft ist die Voraussetzung für wirtschaftliches 
Wachstum und die Schaffung neuer Arbeitsplätze in ganz 
Deutschland. Unternehmerische Aktivität ist die Grundlage für 
wirtschaftliches Wachstum und technischen Fortschritt; sie ist 
nicht Aufgabe des Staates. In einer Marktwirtschaft können nur 
solche Unternehmen bestehen, die ohne Dauersubventionen 
wettbewerbsfähig sind und ihren Platz im Markt behaupten. Die 
Schaffung effizienter Wirtschafts- und Wettbewerbsstrukturen ist 
das Ziel der Bundesregierung. Mit der Erfüllung ihres gesetz- 
lichen Auftrags leistet die Treuhandanstalt hierbei einen wich- 
tigen Beitrag. 

Die Privatisierung der Treuhandunternehmen aus dem produzie- 
renden Gewerbe mit überregionalem Absatz ist für die Wirt- 
schaftsstruktur der neuen Bundesländer von entscheidender Be- 
deutung. Die Bundesregierung hat betont, daß sie die Unterneh- 
men des produzierenden Gewerbes, die sanierungsfähig, aber 
nicht sofort privatisierbar sind, nachhaltig unterstützt, um die 
industrielle Basis in den neuen Bundesländern zu erhalten und zu 
stärken. Für diese sanierungsfähigen Unternehmen müssen inte- 
grierte Sanierungs- und Privatisierungskonzepte durch die 
Organe des Unternehmens entwickelt und nach ihrer Bestätigung 
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durch die Treuhandanstalt umgesetzt werden. Da die Unterneh- 
men des produzierenden Gewerbes eine große regionalpolitische 
Bedeutung besitzen, ist eine enge Zusammenarbeit von Bund, 
dem jeweiligen Land und Treuhandanstalt erforderlich. 

Den Unternehmen, deren Sanierungsfähigkeit bestätigt wurde, 
sind die erforderlichen Mittel zur Durchführung der notwendigen 
Investitionen gemäß dem in den integrierten Sanierungs- und 
Privatisierungskonzepten vorgesehenen Zeitplan zur Verfügung 
zu stellen. So erhalten sie eine Perspektive und können ihre 
Sanierungswürdigkeit unter Beweis stellen. 
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